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Bearbeiter:  Furchert AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Gemeindevertretung Haseldorf 15.03.2022 öffentlich 

 

Änderung der Hauptsatzung der Gemeinde Haseldorf 
 
Sachverhalt und Stellungnahme der Verwaltung: 
Seitens der Verwaltung wird empfohlen, die Hauptsatzung der Gemeinde Haseldorf 
bezüglich der Einvernehmensentscheidungen zu Bauanträgen und Bauvoranfragen 
zu ändern. Es sollte eine Regelung zur Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens 
aufgenommen werden. 
 
Beim gemeindlichen Einvernehmen geht es grundsätzlich um das Einverständnis 
einer Gemeinde zu einem Bauvorhaben. Das gemeindliche Einvernehmen nach § 36 
BauGB ist erforderlich, wenn es sich um ein Vorhaben handelt, welches planungs-
rechtlich nach den folgenden Vorschriften zu beurteilen ist: 

 § 31 BauGB, Ausnahmen und Befreiungen von Bebauungsplänen 

 § 33 BauGB, Zulässigkeit von Vorhaben während der Planaufstellung 

 § 34 BauGB, Bauvorhaben im Innenbereich   

 § 35 BauGB, Bauvorhaben im Außenbereich 
 

Die Gemeindeordnung stellt in § 27 klar, dass die Erteilung des gemeindlichen Ein-
vernehmens (zu allen vorgenannten Fällen) in der Zuständigkeit der Gemeindever-
tretung liegt. Gleichzeitig handelt es sich aber um keine vorbehaltene Aufgabe nach 
§ 28 GO, wodurch eine (teilweise) Übertragung der Zuständigkeit auf Fachausschüs-
se oder Bürgermeister/in zulässig ist. In der Hauptsatzung Haseldorf gibt es keinerlei 
Übertragungsregelungen, die Gemeindevertretung ist also immer zuständig. In der 
Praxis ergeben sich aus dieser „Nicht-Regelung“ häufig Probleme. Zum einen muss 
die Gemeindevertretung sich theoretisch mit jedem Antrag (und sei er noch so ge-
ringfügig) auseinandersetzen und über die Frage der Erteilung des gemeindlichen 
Einvernehmens entscheiden. Also auch Wintergärten, antragspflichtige Terrassen-
dächer, Garagen, Schuppen u.a. sind in der Gemeindevertretung zu beraten. Des 
Weiteren ergeben sich häufiger Fristprobleme. Die Entscheidung über die Erteilung 
des gemeindlichen Einvernehmens hat binnen 2 Monaten nach Antragseingang zu 
erfolgen. Die Frist ist nicht verlängerbar. Hat also bei Antragseingang die Gemeinde-
vertretung gerade vor wenigen Tagen getagt, ergibt sich unter Umständen ein Frist-



problem, da die Gemeindevertretung unter Umständen turnusmäßig nicht in so kur-
zen Intervallen tagt. Architekten- und Ingenieurbüros wissen diese Terminlagen häu-
fig auszunutzen. Auch für den Antragsteller ist eine derartige „Nicht-Regelung“ bür-
gerunfreundlich, da er auf eine Entscheidung der Gemeinde relativ lange warten 
muss. In der Praxis wird die Erfahrung gemacht, dass Antragsteller kleinerer Bauvor-
haben (z.B. Wintergarten) häufig kein Verständnis dafür haben, dass eine Entschei-
dung der Gemeinde erst nach 4, 6 oder 8 Wochen getroffen wird. Aus den vorge-
nannten Gründen wird daher empfohlen, in die Hauptsatzung eine Übertragungsre-
gelung zur Einvernehmensentscheidung auf den Bauausschuss der Gemeinde Ha-
seldorf aufzunehmen. Welche Entscheidungen auf den Fachausschuss oder auf den 
Bürgermeister übertragen werden, kann hierbei frei entschieden werden. Die Über-
tragung sollte jedoch möglichst praxistauglich gewählt werden.  
 
 
Finanzierung: -/-  
 
 
Fördermittel durch Dritte: -/- 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Gemeindevertretung beschließt die Änderung der Hauptsatzung der Gemeinde 
Haseldorf gemäß Anlage.  
 
 
__________________ 
Kullig 
 
 
Anlagen: 
 
Entwurf der 1. Nachtragssatzung zur Hauptsatzung der Gemeinde Haseldorf  
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